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ee ' Verordnung 
über die Wiedereinführung der Normalzeit im Winter 1944/45. 


Vom 4. September 1944.*) 


Der Ministerrat für die Reichsverteidigung ver- 
ordnet mit Gesetzeskraft: 
$i 


(1) Die durch $1 der Verordnung über die Ein- 
führung der Sommerzeit vom 23. Januar 1940 
(Reichsgesetzbl. I S.232) bestimmte Zeitrechnung 
endet am 2. Oktober 1944 vormittags um 3 Uhr. Zu 
diesem Zeitpunkt werden die öffentlichen Uhren 
um eine Stunde, d. h. von 3 Uhr auf 2 Uhr, zurück- 
gestellt. 


(2) Von der am 2. Oktober 1944 doppelt er- 
scheinenden Stunde von 2 bis 3 Uhr vormittags 
wird die erste Stunde als 2A, 2A1 Minute usw. 
bis 2A 59 Minuten, die zweite als 2 B, 2 B 1 Minute 
usw. bis 2B 59 Minuten bezeichnet. 


Berlin, den 4. September 1944. 


Ach 
Am 2. April 1945 vormittags 2 Uhr beginnt wie- 
der die Zeitrechnung gemäß §1 der Verordnung 
über die Einführung der Sommerzeit vom 
23. Januar 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 232). Zu 
diesem Zeitpunkt werden die öffentlichen Uhren 
um eine Stunde, d. h. von 2 Uhr auf 3 Uhr. vor- 
gestellt. j 


(1) Diese Verordnung gilt auch in den ein- 
gegliederten Ostgebieten, im Protektorat Böhmen 


und Mähren und im Generalgouvernement. 

(2) Der Reichsminister des Innern erläßt die 
zur Durchführung dieser Verordnung erforder- 
lichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften. 


Der Vorsitzende 
des Ministerrats für die Reichsverteidigung 
Göring 


Reichsmarschall 


Der Generalbevollmächtigte s 


für die Reichsverwaltung 


H. Himmler 


Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 
Dr. Lammers 


R 


*) Die Verordnung ist in Nr. 42 S. 198 des Teiles I des Reichsgesetzblattes abgedruckt. Die Nr. 42 trägt 


das Ausgabedatum vom 14. September 1944, 


4 


268 . Verordnungsblatt für das Generalgouvernement — Jahrgang 1944 \ : 
Verordnung 
' 
über die Wehrpflicht und die Reichsarbeitsdienstpflicht deutscher Volkszugehöriger 
im Generalgouvernement. £ 
Vom 29. September 1944. 
Auf Grund des Erlasses des Führers über die (2) Die Geburtsjahrgänge der zu erfassenden 
Wehrpflicht und die Reichsarbeitsdienstpflicht | volksdeutschen Männer werden durch besondere 
von Staatenlosen vom 25. April 1944 (Reichs- | Anordnung festgelegt. 


gesetzbl. I S. 113) und der dazu ergangenen An- 
ordnung des Führers vom gleichen Tage verordne 
ich im Einvernehmen mit dem. Chef des Ober- 
kommandos der Wehrmacht und dem Reichs- 
arbeitsführer: 


§ 1 

(1) Männer, die im Besitz einer Kennkarte für 
deutsche Volkszugehörige nach der Verordnung 
über die Einführung einer Kennkarte für deutsche 
Volkszugehörige im Generalgouvernement vom 
26. Januar 1940 (VBIGG.I S.36) sind und sieh 
im Generalgouvernement dauernd aufhalten, wer- 
den zur Erfüllung der Wehrpflicht und der Reichs- 
arbeitsdienstpflicht wie deutsche Staatsangehörige 
herangezogen. l 


Krakau, den 29. September 1944. 


$2 
Die volksdeutschen Wehrpflichtigen und Reichs- 
arbeitsdienstpflichtigen unterliegen den gleichen 
Bestimmungen wie Wehrpflichtige und Reichs- 
arbeitsdienstpflichtige deutscher Staatsangehörig- 
keit. 


Die zur Durchführung dieser Verordnung erfor- 
derlichen Anordnungen erläßt die Regierung des 
Generalgouvernements (Hauptabteilung Innere 
Verwaltung) im Einvernehmen mit dent Befehls- 
haber im Heeresgebiet Generalgouvernement und 
dem Reichsarbeitsführer. 

S4t 

Diese Verordnung; tritt am Tage der Verkündung 

in Kraft. y 


Der Generalgouverneur 
Frank 


Verordnung 
über den Polizeidienst und über die Bildung einer Stadt- und Landwacht im Generalgouvernenient. ` 


Vom 29. September 1944. 


AufGrund des $5 Abs. 1 des Erlasses des Führers 
vom. 12. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2077) 
verordne ich im Einvernehmen mit.dem Reichs- 
führer 44: 

Si 
Alle Deutschen und Deutschstämmigen, die im 


Generalgouvernement ihren Wohnsitz oder ge- 
wöhnlichen Aufenthalt haben, sind vom voll- 


entleten 16., und soweit sie’ jugenddienstpflichtig 
sind, vom vollendeten 15. bis zum vollendeten 
65° Lebensjahre polizeidienstpflichtig. 


2 

Ausgenommen von der Polizeidienstpflicht sind 
Angehörige der Wehrmacht, Waffen-44 und Polizei, 
des Bahn-, Post- und Forstschulzes, des Zollgrenz- 
schutzes, des Reichsarbeitsdienstes sowie des 
Sonderdienstes. 


(1) Aus den Polizeidienstpflichtigen wird zur 
Verstärkung der örtlichen Polizeikräfte in den 
Städten des Generalgouvernements, in denen ein 
Kommando der Schutzpolizei oder eine Schutz- 
polizeidienstabteilung besteht, eine . Stadtwacht 
gebildet. 


(2) In den übrigen Städten und in den Land- 
gemeinden des Generalgouvernements wird auf 
Anordnung des Gouverneurs des Distrikts — hh- 
und Polizeiführer — aus den Polizeidienstpflich- 
tigen eine Landwacht gebildet. 


§ 4 

(1) Die. Heranziehung zum Posizeidienst erfolgt 
durch die Kreispolizeibehörde und begründet die 
Verpflichtung zum Dienst. 

(2) Die Polizeidienstpflichtigen sind für die. 
Dauer der Heranziehung zum Polizeidienst Hilfs- 
polizeibeamte. 

(3) Zur Stadt- und Landwacht sollen nicht her- 
angezogen werden Personen, die zur Aufrecht- 
erhaltung des öffentlichen Dienstes und des allge- 
meinen Wirtschaftslebens unter allen Umständen 
zur Verfügung stehen müssen. 


S 
Die Stadtwacht wird zur Ausbildung und zum 
Einsatz dem zuständigen Kommandeur der Schutz- 
polizei oder dem Leiter der Schutzpolizeidienst- 
abteilung, die Landwacht dem zuständigen Gen- 
darmerie-Zugführer zugeteilt und unterstellt. 
$6 
(1) Unterhalt und Versorgung der Polizeidienst- 
pflichtigen werden vom Generalgouvernement 
sichergestellt, Unterhalt nur, soweit der Dienst 
nicht als Ehrendienst unentgeltlich verlangt 
werden kann. 
(2) Für Saehleistungen kann den Dienstpflich- 


tigen eine Entschädigung gewährt werden. 4 
$7 


. Polizeidienstpflichtige, die sich dem Polizei- 
dienst entziehen oder im Dienst oder in Beziehung 
auf den Dienst strafbare Handlungen begehen, 
unterliegen der %4- und Polizeigerichtsbarkeit 
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gemäß der Verordnung über eine Sondergerichlts- (2) Gleichzeitig treten außer Kraft: 
Sn ae ee on 1.Die Polizeiverordnung zur Erfassung der, 
verbände beim besonderen Einsatz vom 17. Oktober Sechs s i 'eneralsouve ` 
1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2107 AE aI DEET EA Reichsdeutschen im. | Generalgouverneme nt 
se En se i i ) und der vorläufigen vom-28. August 1942 (VBIGG. S. 493). 
ienststraforgnung fü Jlizeitruppen. ER RR u 2 = ; 
traforg ERTULSBONZEIZUNDE ‚2. die Polizeiverordnung über die Erweiterung 
88 der Polizeidienstpflicht im Generalgouverne- 
3 | ment vom 4. Oktober 1943 (VBIGG. S. 651) in 
(1) Der Höhere 44- und Polizeiführer im Gene- der Fassung der Polizeiverordnung vom 
ralgouvernement — Staatssekretär für das Sicher- 2. Februar 1944 (VBIGG. S. 95), 
heitswesen — wird ermächtigt, Anordnungen zu 3. die Erste und Dritte Durchführungsanordnung 


RR TA s 5 Jagge > : c € 
dieser Verordnung zu erlassen. zur Polizeiverordnung vom 28. August 1942 


(2) Organisation und Durchführung des Polizei- über die Erfassung der Reichsdeutschen im 
dienstes, insbesondere der Stadt- und Landwacht, Generalgouvernement vom 28. August und 
regelt der Befehlshaber der Ordnungspolizei im 18. Seplember 1942. 


` er TER s Taris IRAU. A ER Naht : Aa 
Generalgouvernement im Verwaltungswege. (3) Soweit in Städten oder Landgemeinden eine 


9 Landwacht bereits vor dem Inkrafttreten dieser 

> Verordnung gebildet wurde, sind die Bestimmun- 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage der Ver- | gen der Verordnung vom Zeitpunkt der Bildung 
kündung in Kraft. . an anzuwenden. 


Krakau, den 29. September 1944. 


Der Generalgouverneur 4 
Frank 


Verordnung 
über die Rechtsverbindlichkeit des Deåtschen Kreditabkommens von 1944 im Generalgouvernement. 


Vom 29. September 1944. 


Auf Grund des § 5 Abs. 1 des Erlasses des Führers | (2) Das Kreditabkommen 1944*) tritt im Gene- 


vom 12. Oktober 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2077) | ralgouvernement (mit Ausnahme des Distrikts 
verordne ich: e 3 Galizien) am 1. Juni 1944 in Kraft. 2 
Si | (3) Für das Kredilabkommen 1944 gelten die 
> EN | SS 2 bis 7 der Verordnung über die Rechtsverbind- 
(1) Der Ausschuß, welcher Bankinstitute, Han- | lichkeit des Deutschen Kreditabkommens von 1941 
dels- und Industriefirmen im Deutschen Reich, im | nebst Ergänzungsabkommen sowie des Deutschen 
Protektorat Böhmen und Mähren und im General- | Kreditabkommens von 1942 im Generalgouverne- 
gouvernement vertritt, die Deutsche Reichsbank, | ment vom 19. Oktober 1942 (VBIGG. S. 661) Se 
die Nationalbank für Böhmen und Mähren und die gemäß. 


` Emissionsbank in Polen’ haben mit dem Schwei- eu / 
zerischen Bankenausschuß als Vertreter schweize- Be DEE : 
rischer Bankinstitute das Kreditabkommen vom | , (1) Diese Verordnung tritt mit dem t. Juni 1944 
17. Mai 1944 („Deutsches Kreditabkommen von | 1 Kraft. t 
1944“, im folgenden „Kreditabkommen 1944" (2) Die Verordnung wird von dem Bankdirigen- 
genannt) abgeschlossen. ten der Emissionsbank in Polen durchgeführt. 


Krakau, den 29.Seplember 1944. 
Der Generalgouverneur 
Frank 


Anordnung 


über eine Maßnahme auf dem Gebiete des Handelsrechts 
(Ort der Hauptversammlung). 


: Vom 26. September 1944. 


Auf Grund des $6 Abs. 2 der Verordnung über | ' Si 
die Einsicht in gerichtliche öffentliche Bücher und Ki Wenn O A A E ONS 


Register und über Maßnahmen auf dem Gebiete vertrag, Statut) bei einer: Handelsgesellschaft oder 
. des Handelsrechts vom 19. März 1943 (VBIGG. | einer Genossenschaft die Hauptversammlung (Ge- 
S. 145) wird angeordnet: | sellschafter-, General-, Mitglieder-, Verlreterver- 


` 


` 


: i i i k m) p p 
*) Der Text des Kreditabkommens 1944 ist in einem Sonderdruck niedergelegt, der von der Emissionsbank 
in Polen, Krakau, Wehrmachtstr. 20, bezogen werden. kann. 


cd S - a 22 


sammlung) -an einem Ort stattzufinden hat, wo es 
aus kriegsbedingten Ursachen nicht möglich ist 
oder auf besondere Schwierigkeiten stößt, so kann 
die Versammlung an einem andern Orte im Gene- 
ralgouvernement oder im Reichsgebiet abgehalten 
werden. 

(2) Der Ort wird durch den Einberufenden be- 

Krakau, den 26. September 1944. 


. 
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stimmt. Die Bestimmung bedarf der Genehmigung 
des Obergerichtspräsidenten in Krakau. 


Ss2 
Diese Anordnung tritt am Tage de Verkündung 
in Kraft. Sie tritt am 31. Dezember 1945 außer 
Kraft. 


Regierung des Generalgouvernements 


Hauptabteilung Justiz 
Wille 


Anordnung 


über die Anrechnung von Dienstzeiten in der polnischen und ukrainischen Polizei. 


Vom 30. September 1944. 


Auf Grund des $ 
Rechtsstellung der in die polnische Polizei und in 
die ukrainische Hilfspolizei des Generalgouverne- 
ments eingestellten Anwärter vom 20. März 1942 
(VBIGG. S.142) ordne ich im Einvernehmen mit der 
Regierung des Generalgouvernements (Hauptabtei- 
lungen Innere Verwaltung und Finanzen) an: 


3 der Verordnung über die 


Krakau, den 30. September 1944. 


Der Höhere 44- 


Fal 


Bei den in die polnische oder ukrainische Polizei 


übergetretenen Angehörigen der Schutzmann- 
schaftsbataillone wird die in diesen geleistete 


Dienstzeit auf die Dienstzeit in der polnischen oder | 
ukrainischen Polizei angerechnet 

52 
Diese Anordnung ist vom 1. November 1943 an 


anzuwenden. 


und Polizeiführer 


im Generalgouvernement 
— Der Staatssekretär für das Sicherheitswesen — 


Der Befehlshaber der Ordnungspolizei 


Höring 
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